
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:___________ j_a

AGBG §§ 6, 9 Cg; BGB § 398

a) Eine angemessene Verwertungsregelung ist weder Voraus­
setzung für die Wirksamkeit formularmäßiger Kapitalle­
bensversicherungszessionen noch für die einer offenen 
Abtretung aller Honoraransprüche eines Zahnarztes gegen 
eine kassenzahnärztliche Vereinigung.

b) Die Wirksamkeit einer formularmäßigen Singularsiche­
rungsabtretung ist nicht von der Festlegung einer zah­
lenmäßig bestimmten Deckungsgrenze oder der ermessensun­
abhängigen Ausgestaltung der Freigabepflicht des Siche­
rungsnehmers abhängig.

c) Gleiches gilt für die Wirksamkeit einer formularmäßigen 
Sicherungsabtretung des pfändbaren Teils aller Honorar­
ansprüche gegen eine kassenzahnärztliche Vereinigung an 
eine Bank jedenfalls dann, wenn der abtretende Zahnarzt 
bei Einhaltung einer vereinbarten Kreditlinie über ein­
gehende Zahlungen der kassenzahnärztlichen Vereinigung 
frei verfügen kann.

BGH, Urteil vom 30. Mai 1995 - XI ZR 78/94 - OLG Düsseldorf
LG Düsseldorf
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Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 30. Mai 1995 durch den Vorsitzen­
den Richter Schimansky und die Richter Dr. Halstenberg,
Dr. Schramm, Nobbe und Dr. van Gelder

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düssel­
dorf vom 17. März 1994 wird zurückgewiesen.

Auf die Revision der Beklagten wird das vorbe- 
zeichnete Urteil im Kostenpunkt und insoweit 
aufgehoben, als die Unwirksamkeit der Abtretung 
sämtlicher Ansprüche der Klägerin gegen die je­
weils zuständige kassenärztliche oder kassen­
zahnärztliche Vereinigung zugunsten der Beklag­
ten festgestellt worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird das Urteil der 
10. Zivilkammer des Landgerichts Düsseldorf vom 
17. November 1992 auf die Berufung der Beklag­
ten abgeändert und die Klage auch insoweit ab­
gewiesen.

Die Klägerin trägt die Kosten des Rechts­
streits .

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit formularmä­
ßiger Sicherungsabtretungen.

Die beklagte Bank gewährte der Klägerin, einer Zahn­
ärztin, im Jahre 1985 einen Kontokorrentkredit über 
80.000 DM sowie zwei Existenzgründungsdarlehen über insge­
samt 550.000 DM, die durch zwei anzusparende Kapitallebens­
versicherungen getilgt werden sollten. Als Sicherheiten 
dienten vor allem Abtretungen dieser Lebensversicherungen 
über insgesamt 465.000 DM sowie des pfändbaren Teils aller 
bestehenden und künftigen Lohn-, Gehalts- und Soziallei­
stungsforderungen und der Ansprüche der Klägerin gegen die 
jeweils zuständige kassenärztliche oder kassenzahnärztliche 
Vereinigung. In den Formularabtretungen der Lebensversiche­
rungen heißt es u.a.:

Nr. 7
"Kommt der Sicherungsgeber mit der Leistung der Bei­
träge und sonstigen Zahlungen in Rückstand, so ist die 
Bank berechtigt, ohne Mitwirkung des Sicherungsgebers 
die abgetretenen Ansprüche beliebig zu verwerten, z.B. 
die Versicherung zu beleihen, den Versicherungsvertrag 
zu kündigen und den Rückkaufswert und sonstige Lei­
stungen entgegenzunehmen oder die Umwandlung in eine 
beitragsfrei Versicherung zu beantragen."
Nr. 9
"Die Bank hat auf Verlangen des Sicherungsgebers ihre 
Rechte aus diesem Vertrag nach billigem Ermessen frei­
zugeben, soweit sie diese nicht nur vorübergehend 
nicht mehr benötigt."

Eine wortgleiche Freigabeklausel ist in Nr. 4 der For­
mularabtretung der Lohn-, Gehalts- und Sozialleistungsfor-
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derungen sowie der Ansprüche gegen die kassen(zahn)ärztli­
che Vereinigung enthalten.

Vereinbarungsgemäß veranlaßte die Klägerin die Überga­
be der Lebensversicherungspolicen an die Beklagte, teilte 
die Abtretungen der Versicherungsgesellschaft sowie der 
kassenzahnärztlichen Vereinigung mit und wies
letztere an, Zahlungen nur auf ihr Kontokorrentkreditkonto 
bei der Beklagten zu leisten. Nachdem die Forderungen der 
Beklagten auf über 800.000 DM angewachsen waren, verkaufte 
die Klägerin ihre Praxis und führte die Verbindlichkeiten 
um etwa 200.000 DM zurück.

Die Klägerin hält die Formularabtretungen für nichtig, 
weil die Freigabeverpflichtung nicht an eine zahlenmäßig 
bestimmte Deckungsgrenze geknüpft und nicht ermessensunab­
hängig ausgestaltet sei und weil eine angemessene Verwer­
tungsregelung fehle. Sie hat beantragt, festzustellen, daß 
die Abtretung sämtlicher bestehenden und künftigen Lohn-, 
Gehalts- und Sozialleistungsforderungen, aller Ansprüche 
gegen die jeweils zuständige kassen(zahn)ärztliche Vereini­
gung sowie die beiden Abtretungen der Kapitallebensversi­
cherungen unwirksam seien.

Die Beklagte hat nach Fälligstellung der Kredite im 
Wege der Widerklage begehrt, die Klägerin zur Zahlung von 
603.751,58 DM zuzüglich Zinsen zu verurteilen.

Das Landgericht hat der Klage und der Widerklage 
stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das Ober­
landesgericht die Klage unter Zurückweisung des weiterge-
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henden Rechtsmittels abgewiesen, soweit die Klägerin be­
gehrt, die Unwirksamkeit der Lebensversicherungsabtretungen 
festzustellen. Gegen das Berufungsurteil haben beide Par­
teien Revision eingelegt. Die Klägerin erstrebt die Wieder­
herstellung des landgerichtlichen Urteils. Die Beklagte be­
gehrt die Abweisung der Klage auch insoweit, als die Un­
wirksamkeit der Abtretung aller Ansprüche der Klägerin ge­
gen die jeweils zuständige kassen(zahn)ärztliche Vereini­
gung festgestellt worden ist.

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Klägerin ist unbegründet, die der Be­
klagten begründet.

A. Revision der Klägerin

I.

Das Berufungsgericht ist von der Zulässigkeit der 
Feststellungsklage ausgegangen und hat die Formularabtre­
tungen der Kapitallebensversicherungen als wirksam angese­
hen. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt:

Anders als bei Sicherungsabtretungen von Lohn- und Ge­
haltsansprüchen sei eine angemessene besondere Verwertungs-

i
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regelung für den Fall rückständiger Zins- und Tilgungslei­
stungen bei Formularabtretungen von Lebensversicherungen 
nicht Wirksamkeitsvoraussetzung. Eine Lohn- und Gehaltszes­
sion sei für den Zedenten von existentieller Tragweite. Für 
die Abtretung einer Lebensversicherung gelte dies nicht, 
zumal wenn diese wie hier in erster Linie der Tilgung auf­
genommener Darlehen diene.

Auch von einer qualifizierten Freigabeklausel hänge 
die Wirksamkeit einer formularmäßigen Lebensversicherungs­
zession nicht ab. Anders als bei einer Lohn- und Gehaltsab­
tretung bestehe die Gefahr einer unangemessenen Übersiche­
rung des Gläubigers in der Regel nicht, weil die Lebensver­
sicherung wegen ihres Tilgungszwecks mit dem gesicherten 
Kredit in Zusammenhang stehe.

II.

Diese Beurteilung hält der rechtlichen Nachprüfung 
stand.

1. Zu Recht ist das Berufungsgericht von der Zulässig­
keit der Feststellungsklage nach § 256 Abs. 1 ZPO auch in­
soweit ausgegangen, als die Klägerin Klage auf Herausgabe 
der Lebensversicherungspolicen hätte erheben können. Zwar 
fehlt es im allgemeinen an dem erforderlichen Feststel­
lungsinteresse, soweit eine Leistungsklage möglich ist. Der 
Vorrang der Leistungsklage gilt aber nicht ausnahmslos.
Wenn eine Feststellungsklage zur endgültigen Erledigung der
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aufgetretenen Streitpunkte führt, etwa weil von der Bereit­
schaft des Beklagten zur Leistung schon auf ein rechtskräf­
tiges Feststellungsurteil hin auszugehen ist, bestehen ge­
gen die Zulässigkeit keine Bedenken (BGH, Urteil vom 
17. Juni 1994 - V ZR 34/92, WM 1994, 1888, 1889 f.; Senats­
urteil vom 30. April 1991 - XI ZR 223/90, WM 1991, 1115; 
MünchKomm-ZPO/Lüke § 256 Rdn. 50).

So liegt der Fall hier. Es besteht hinreichende Ge­
währ, daß die beklagte Bank, die der Aufsicht des Bundesam­
tes für das Kreditwesen unterliegt, die Versicherungspoli­
cen bereits auf ein rechtskräftiges Feststellungsurteil hin 
an die Klägerin herausgeben würde. Sie hat die Zulässigkeit 
der Feststellungsklage nie in Zweifel gezogen und durch ihr 
prozessuales Verhalten gezeigt, daß auch ihr an einer Klä­
rung der Wirksamkeit der Abtretungen durch die von der Klä­
gerin erhobene Feststellungsklage gelegen ist.

2. Zutreffend ist auch die Ansicht des Berufungsge­
richts, eine angemessene Verwertungsregelung sei nicht Vor­
aussetzung für die Wirksamkeit formularmäßiger Lebensversi­
cherungszessionen.

a) Der erkennende Senat hat in seinen Urteilen vom 
7. Juli 1992 (XI ZR 274/91, WM 1992, 1359, 1361) und vom 
14. Juni 1994 (XI ZR 210/93, WM 1994, 1613, 1614) aller­
dings angenommen, daß die Abbedingung gesetzlicher Pfand­
verwertungsregeln bei einer formularmäßigen stillen Siche­
rungsabtretung von Arbeitseinkommen nicht nur zur Nichtig­
keit der Nr. 20 Abs. 2 AGB-Banken 1986, sondern zur Unwirk­
samkeit der Abtretung insgesamt führe. Dies ist auf der
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Grundlage des § 6 Abs. 3 AGBG mit Rücksicht darauf gesche­
hen, daß die Verwertungsregelung bei Lohn- und Gehaltszes­
sionen für den Abtretenden häufig von existentieller Bedeu­
tung ist und er insoweit nur durch die Unwirksamkeit der 
Abtretung insgesamt wirksam geschützt werden kann (Senats­
urteil vom 17. Januar 1995 - XI ZR 192/93, WM 1995, 375, 
377, für BGHZ vorgesehen).

b) Davon kann bei offenen Abtretungen von Kapitalle­
bensversicherungen keine Rede sein. Anders als Arbeitsein­
kommen sind Lebensversicherungen, jedenfalls wenn sie - wie 
hier - im Zusammenhang mit der Aufnahme von Darlehen zu de­
ren Tilgung abgeschlossen werden, für den Abtretenden nicht 
von existentieller Bedeutung. Die im Senatsurteil vom 
7. Juli 1992 (XI ZR 274/91, aaO) in den Vordergrund gerück­
ten weitreichenden Konsequenzen der Offenlegung einer stil­
len Lohnabtretung ohne Androhung und Einhaltung einer . 
Frist, die dem Schuldner sofort und überraschend den gesam­
ten pfändbaren Teil seines Arbeitseinkommens entzieht, die 
Sicherheit seines Arbeitsplatzes gefährdet und seine Kre­
ditwürdigkeit in Frage stellt, spielen hier keine Rolle.
Zur Tilgung von Darlehen bestimmte Kapitallebensversiche­
rungen sind für die Bestreitung der laufenden Lebenshal­
tungskosten ohne Bedeutung. Außerdem kommt der Offenlegung 
im Anschluß an die Abtretung einer Lebensversicherung, da 
sie gemäß § 13 Abs. 3 ALB Wirksamkeitserfordernis ist, ein 
Überraschungseffekt nicht zu und gibt zu Zweifeln an der 
Kreditwürdigkeit des Abtretenden keinen Anlaß. Seinem be­
rechtigten Interesse ist schon dann genügt, wenn anstelle 
einer unangemessenen und damit nach § 6 Abs. 1 AGBG unwirk­
samen Verwertungsregelung die gesetzlichen Vorschriften
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über die Pfandverwertung (§§ 1273 Abs. 2, 1234 BGB) ent­
sprechend angewandt werden (§ 6 Abs. 2 AGBG; vgl. BGHZ 124, 
380, 391 f.; BGH, Urteil vom 28. April 1994 - IX ZR 248/93, 
WM 1994, 1161, 1162 für Sicherungsübereignung; Senatsurteil 
vom 17. Januar 1995 - XI ZR 192/93, WM 1995, 375, 377 für 
das Pfandrecht nach den AGB-Banken; OLG Celle WM 1994,
1519, 1520 und LG Fulda WM 1994, 1070, 1071 für Abtretungen 
von Kapitallebensversicherungen).

3. Zu Recht hat das Berufungsgericht die Wirksamkeit 
der Lebensversicherungszessionen auch nicht daran scheitern 
lassen, daß die Freigabeverpflichtung der Beklagten in 
Nr. 9 der Formularabtretungen nicht an eine zahlenmäßig be­
stimmte Deckungsgrenze geknüpft und nicht ermessensunabhän­
gig ausgestaltet ist.

a) Eine solche Klausel ist nach der neueren Rechtspre­
chung des VII., VIII. und IX. Zivilsenats des Bundesge­
richtshofs bei Globalzessionen und Sicherungsübereignungen 
von Warenlagern mit wechselndem Bestand allerdings nicht 
ausreichend und soll zur Unwirksamkeit der Sicherungsabtre­
tung insgesamt führen (BGHZ 109, 240, 245 ff.; 117, 374,
377 ff.; 120, 300, 302 f.; 124, 371, 376; 124, 380, 387;
125, 83, 87; BGH, Urteile vom 26. April 1990 - VII ZR 
39/89, WM 1990, 1326, 1327, vom 6. Dezember 1990 - VII ZR 
334/89, WM 1991, 276, vom 19. Juni 1991 - VIII ZR 244/90,
WM 1991, 1499, 1500, vom 25. November 1992 - VIII ZR 
176/91, WM 1993, 213, 216, vom 8. Dezember 1993 - VIII ZR 
166/93, WM 1994, 104, 105 und vom 28. April 1994 - IX ZR 
248/93, WM 1994, 1161, 1162). Gegen diese Rechtsprechung, 
die insbesondere in jüngster Zeit verstärkt Kritik erfahren
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hat (OLG Hamm WM 1994, 1840, 1841 f.; OLG Hamm ZIP 1995,
50, 53; Rellermeyer WM 1994, 1009 ff. und 1053 ff.;
H. Weber WM 1994, 1549 ff.; Neuhof NJW 1994, 1763 ff.; Früh 
DB 1994, 1860 ff.; Serick ZIP 1995, 789 ff.), hat der er­
kennende Senat in seinen Urteilen vom 10. Mai 1994 (XI ZR 
65/93, WM 1994, 1283, 1284) und vom 17. Januar 1995 (XI ZR 
192/93, WM 1995, 375, 276, für BGHZ vorgesehen) Bedenken 
geäußert, ohne abschließend Stellung zu nehmen. Einer sol­
chen Stellungnahme bedarf es auch hier nicht, weil die an­
gesprochene Rechtsprechung, anders als die Klägerin meint, 
auf Singularsicherheiten nicht übertragen werden kann.

b) Das hat der IX. Zivilsenat zunächst für die Siche­
rungsübereignung mehrerer einzelner Sachen (BGHZ 124, 380, 
384 ff.) sowie einer Sachgesamtheit mit im wesentlichen fe­
sten Bestand (BGHZ 124, 371, 378 ff.) und dann auch für Si­
cherungsgrundschulden ausgesprochen (BGH, Urteil vom 
28. April 1994 - IX ZR 248/93, WM 1994, 1161, 1162). Sie 
sind auch ohne eine qualifizierte Freigabeklausel wirksam. 
Für Singularsicherungszessionen kann nichts anderes gelten 
(OLG Celle WM 1994, 1519; OLG Karlsruhe WM 1994, 1614,
1618; LG Fulda WM 1994, 1070, 1072 für abgetretene Kapital­
lebensversicherungen) .

Um solche Zessionen handelt es sich entgegen der An­
sicht der Klägerin hier, auch wenn die Abtretungen alle mit 
den Lebensversicherungen verbundenen Zusatz- und noch abzu­
schließenden Folgeversicherungen umfassen. Eine nach den 
getroffenen Vereinbarungen mögliche nachträgliche Übersi­
cherung durch Anwachsen von Sicherheiten, zu deren Vermei­
dung der VII., VIII. und IX. Zivilsenat bei Globalzessionen



11

eine qualifizierte Freigabeklausel für erforderlich halten 
(vgl. Ganter ZIP 1994, 257, 258 f.), kommt bei Singularzes­
sionen grundsätzlich nicht in Betracht. Das gilt besonders, 
wenn die gesicherten Darlehen - wie hier - tilgungsfrei und 
die ihrer Besicherung und Rückführung dienenden abgetrete­
nen Kapitallebensversicherungen unter Berücksichtigung zu 
erwartender Gewinnanteile nach Höhe und Laufzeit darauf zu­
geschnitten sind. Bei einem solchen Finanzierungsmodell 
fehlt es auch an einer für den Sicherungsgeber unüberschau­
baren Situation, die für die Forderung einer qualifizierten 
Freigabeklausel eine wesentliche Rolle gespielt hat (vgl. 
BGHZ 109, 240, 247). Der jeweilige Rückkaufswert einer Ka­
pitallebensversicherung läßt sich durch eine Anfrage beim 
Versicherer jederzeit ähnlich problemlos ermitteln wie die 
Höhe der gesicherten Forderungen.

Eine qualifizierte Freigabeklausel ist danach keine 
Wirksamkeitsvoraussetzung für die Sicherungsabtretung einer 
Kapitallebensversicherung. Die den Sicherungsgeber unange­
messen benachteiligende ermessensabhängige Ausgestaltung 
der Freigabepflicht führt nur zur Nichtigkeit der Freigabe­
regelung in Nr. 9 der Formularabtretungen (§ 6 Abs. 1 
AGBG). An ihre Stelle tritt der aus der Sicherungsabrede 
folgende ermessensunabhängige Freigabeanspruch der Klägerin 
(vgl. BGHZ 110, 241, 246; 124, 371, 375; 124, 380, 385, je­
weils m.w.Nachw.), soweit die Beklagte die Sicherheiten 
nicht nur vorübergehend nicht mehr benötigt.
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B. Revision der Beklagten

I.

Das Berufungsgericht hat die Abtretung des pfändbaren 
Teils sämtlicher bestehenden und künftigen Ansprüche der 
Klägerin gegen die jeweils zuständige kassen(zahn)ärztliche 
Vereinigung als unwirksam angesehen und dazu im wesentli­
chen ausgeführt:

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs halte 
eine formularmäßige Vorausabtretung von Lohn- und Gehalts­
ansprüchen der Inhaltskontrolle nach § 9 Abs. 1 AGBG nur 
dann stand, wenn die Voraussetzungen und das Verfahren der 
Verwertung in der Abtretungsklausel klar und deutlich be­
stimmt seien. Gleiches müsse für die Vorausabtretung der 
artverwandten Ansprüche eines Zahnarztes gegen die kassen­
zahnärztliche Vereinigung gelten. Daß hier anders als in 
den vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fällen eine offene 
Abtretung vorliege, ändere nichts. Regelungsbedürftig sei 
die gegenüber der Offenlegung ungleich wichtigere Frage, 
unter welchen Voraussetzungen die beklagte Bank die ihr ab­
getretenen Ansprüche verwerten, d.h. der Klägerin die Ver­
fügungsbefugnis über die von der kassenzahnärztlichen Ver­
einigung auf das bei ihr, der Bank, geführte Konto überwie­
senen Gelder entziehen dürfe. Eine solche Verwertungsrege­
lung fehle indes sowohl in der Formularabtretung als auch 
in den ergänzend heranzuziehenden Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen der Beklagten.



13

Abgesehen davon sei die formularmäßige Abtretung aller 
bestehenden und künftigen Ansprüche gegen die kassenzahn­
ärztliche Vereinigung auch deshalb unwirksam, weil die Klä­
gerin vor einer unverhältnismäßigen Übersicherung der Be­
klagten nicht durch eine qualifizierte Freigabeklausel ge­
schützt werde, wie sie nach der Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs bei Globalzessionen erforderlich sei. Zur 
Freigabe nicht mehr benötigter Sicherheiten sei die Beklag­
te gemäß Nr. 4 der Formularabtretung nur nach billigem Er­
messen verpflichtet. Eine Übersicherung sei entgegen der 
Ansicht der Beklagten nicht deshalb ausgeschlossen, weil 
die gesicherten Darlehen tilgungsfrei seien. Der Umfang der 
abgetretenen Honoraransprüche könne sich durch eine Steige­
rung der Praxisumsätze derart erhöhen, daß sie die gesi­
cherten Darlehensforderungen weit überstiegen. Ohne Belang 
sei auch, ob nach den Honorarverteilungsmaßstäben der kas­
senzahnärztlichen Vereinigung . nur eine einheitli­
che Abtretung der Ansprüche möglich sei.

II.

Diese Beurteilung ist in mehreren Punkten von Rechts­
irrtum beeinflußt.

1. Eine Verwertungsregelung in der Formularabtretung 
ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die offene Abtre­
tung des pfändbaren Teils aller Ansprüche der Klägerin ge­
gen die kassen(zahn)ärztliche Vereinigung.
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a) Das Urteil des früher für Darlehenssachen zuständi­
gen III. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 22. Juni 
1989 (BGHZ 108, 98, 105 f. = WM 1989, 1086, 1088), auf das 
sich das Berufungsgericht zu stützen versucht, ist nicht 
einschlägig. Die Entscheidung, nach der eine formularmäßige 
Vorausabtretung von Lohn- und Gehaltsansprüchen schon dann 
gegen § 9 Abs. 1 AGBG verstoßen soll, wenn sie keine Rege­
lung für die Verwertung enthält, diese sich also nach den 
entsprechend anwendbaren gesetzlichen Pfandverwertungsvor­
schriften (§§ 1273 Abs. 2, 1234 BGB) bestimmen würde, be­
trifft eine stille Lohnabtretung. Für eine solche fordert 
sie eine Regelung, "unter welchen Voraussetzungen die Be­
klagte berechtigt sein soll, dem Drittschuldner die Zession 
offenzulegen und Zahlungen an sich zu verlangen" (BGHZ 108, 
98, 106). Hier haben die Parteien dagegen eine offene Ab­
tretung von Honoraransprüchen vereinbart, bei der die kas­
senzahnärztliche Vereingiung als Drittschuldnerin nur an 
die Beklagte als Zessionarin zahlen darf. Die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen die Beklagte die Abtretung offenle­
gen und Zahlung an sich verlangen darf, stellt sich danach 
nicht.

b) Regelungsbedürftig ist hier allenfalls die wesent­
lich anders gelagerte Frage, unter welchen Voraussetzungen 
und in welchem Umfang die Klägerin über die auf ihr Konto 
bei der Beklagten eingehenden Zahlungen verfügen kann. Eine 
solche Regelung haben die Parteien indes getroffen, indem 
sie für das Konto der Klägerin, auf das die kassenzahnärzt­
liche Vereinigung alle Zahlungen zu leisten hatte, eine 
Kreditlinie von 80.000 DM vereinbart haben. Solange diese
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nicht überschritten wurde, durfte die Klägerin über alle 
eingehenden Zahlungen frei verfügen.

Dies verkennt das Berufungsgericht nicht, vermißt aber 
eine Regelung der Verfügungsbefugnis für Zahlungen, die bei 
überschrittener Kreditlinie eingehen, aber nicht ausrei­
chen, die ungenehmigte Kontoüberziehung zu beseitigen. Da­
bei läßt es jedoch außer acht, daß nur der pfändbare Teil 
der Honoraransprüche der Klägerin gegen die kassenzahnärzt­
liche Vereinigung abgetreten ist. Verfügungen über den 
pfändungsfreien Teil eingehender Zahlungen muß die Beklagte 
danach auch dann zulassen, wenn die Kreditlinie dauerhaft 
erheblich überschritten ist (vgl. § 850 k ZPO).

Die Höhe des pfändungsfreien Teils ist nach §§ 850 ff. 
ZPO zu bestimmen (BGHZ 96, 324, 327 f.). Eine genauere, gar 
eine betragsmäßige Festlegung dieses Teils eingehender Zah­
lungen bereits in der Formularabtretung ist nicht möglich. 
Die für die Berechnung des pfändungsfreien Teils bedeutsame 
Höhe der Zahlungen der kassenzahnärztlichen Vereinigung 
steht im Zeitpunkt der Abtretung noch nicht fest. Hinzu 
kommt, daß der Klägerin sämtliche Privatpatientenhonorare 
und alle Selbstbeteiligungsanteile von Kassenpatienten von 
durchschnittlich etwa 125.000 DM pro Jahr abtretungsfrei 
verblieben. Diese - ebenfalls wechselnden und im Abtre­
tungszeitpunkt nicht überschaubaren - Einkünfte dürfen bei 
der Festlegung des pfändungsfreien Teils der abgetretenen 
Honoraransprüche nicht unberücksichtigt bleiben.

2. Die Wirksamkeit der Vorausabtretung aller Ansprüche 
der Klägerin gegen die jeweils zuständige kassen(zahn)ärzt-
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liehe Vereinigung scheitert auch nicht daran, daß die Frei­
gaberegelung in Nr. 4 der Formularabtretung nicht ermes­
sensunabhängig ausgestaltet ist und keine bestimmte 
Deckungsgrenze enthält.

a) Die bereits angesprochene (oben A. II. 3. a) neuere 
Rechtsprechung des VII., VIII. und IX. Zivilsenats des Bun­
desgerichtshofs, nach der formularmäßige Globalabtretungen 
ohne qualifizierte Freigabeklausel wegen Verstoßes gegen 
§ 9 Abs. 1 AGBG nichtig sein sollen, kann entgegen der An­
sicht des Berufungsgerichts auf den vorliegenden Fall nicht 
übertragen werden. Zweck dieser Rechtsprechung ist es, den 
Sicherungsgeber vor einer unangemessenen, seine wirtschaft­
liche Bewegungsfreiheit übermäßig einschränkenden nachträg­
lichen Übersicherung des Gläubigers zu schützen und die 
Durchsetzung seines Freigabeanspruchs zu erleichtern. Er­
reicht werden soll auch letzteres vor allem durch eine zah­
lenmäßig bestimmte Deckungsgrenze, die die Entwicklung des 
Wertverhältnisses zwischen Sicherheiten und gesicherten 
Forderungen überschaubar und den Eintritt einer Übersiche­
rungslage erkennbar machen soll (vgl. BGHZ 109, 240,
245 ff.; 124, 371, 376 f.; 124, 380, 387; BGH, Urteil vom 
19. Juni 1991 - VIII ZR 244/90 = WM 1991, 1499, 1500). Bei­
de Zielsetzungen sind auf revolvierende Globalsicherheiten 
zugeschnitten. Für Finanzierungsmodelle der zwischen den 
Parteien vereinbarten Art sind sie ohne Relevanz, da eine 
unangemessene Einschränkung der wirtschaftlichen Bewegungs­
freiheit des Sicherungsgebers durch eine planmäßige nach­
trägliche Übersicherung des Gläubigers und eine unüber­
schaubare Sicherungssituation von vornherein nicht zu be­
fürchten sind.
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b) Nach den getroffenen formularmäßigen Vereinbarungen 
konnte die Klägerin über alle Zahlungen der kassenzahnärzt­
lichen Vereinigung auf die abgetretenen Ansprüche in jeder 
Beziehung frei verfügen und ihre Forderung gegen die Be­
klagte auch zur Besicherung der Ansprüche anderer Gläubiger 
nutzen, solange die Kreditlinie von 80.000 DM nicht über­
schritten wurde. Die Beschränkung der wirtschaftlichen Be­
wegungsfreiheit der Klägerin war danach gering. Das gilt 
besonders, da die Abtretung nicht alle Einkünfte der Kläge­
rin erfaßte. Sämtliche Privatpatientenhonorare und alle 
Selbstbeteiligungsanteile von Kassenpatienten in Höhe von 
durchschnittlich etwa 125.000 DM pro Jahr waren nicht abge­
treten.

Eine für die Klägerin unüberschaubare Situation sowie 
eine Übersicherung der Beklagten konnte durch die Abtretung 
der Ansprüche gegen die kassenzahnärztliche Vereinigung al­
lein nicht eintreten. Die tilgungsfreien Existenzgründungs­
darlehen und der Kontokorrentkredit beliefen sich auf ins­
gesamt 630.000 DM. Auf die zur Sicherheit abgetretenen An­
sprüche gegen die kassenzahnärztliche Vereinigung erfolgten 
periodische Abschlagszahlungen, so daß sich die Honorarfor- 
derungen stets in Grenzen hielten und die vorgenannte Kre­
ditsumme nicht erreichen konnten.

Hinzu kommt, daß nach dem unwidersprochen gebliebenen 
Vorbringen der Beklagten eine Beschränkung der Abtretung 
und damit auch eine Teilfreigabe der abgetretenen Ansprüche 
nach den HonorarverteilungsmaßStäben der kassenzahnärztli­
chen Vereinigung nicht möglich ist. Die Situation
ähnelt damit der bei einer Singularsicherungsübereignung.
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Auch dort ist eine Teilfreigabeklausel praktisch nicht mög­
lich und eine qualifizierte Freigabeklausel nicht erforder­
lich (vgl. BGHZ 124, 380, 384 ff.).

Eine solche Klausel ist danach nicht Voraussetzung für 
die Wirksamkeit der Abtretung aller Ansprüche der Klägerin 
gegen die kassen(zahn)ärztliche Vereinigung. Die ermessens­
abhängige Ausgestaltung der Freigabepflicht führt allen­
falls zur Nichtigkeit der Freigaberegelung in Nr. 4 der 
Formularabtretung (§ 6 Abs. 1 AGBG).

C.

Nach allem war das Berufungsurteil auf die Revision 
der Beklagten aufzuheben, soweit es zu ihrem Nachteil.er­
gangen und von ihr angegriffen worden ist. Auf die Berufung 
der Beklagten war die Klage auch insoweit abzuweisen. Die 
Revision der Klägerin war dagegen zurückzuweisen.

Schimansky Dr. Halstenberg Dr. Schramm

Nobbe Dr. van Gelder
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